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1.  Kenntnisgabe Sozial- und Seniorenausschuss öffentlich 05.09.2024 

 
 

Aktueller Sachstand zum Thema "Bezahlkarte für Geflüchtete" 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14-Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Breuer 
 

Datum: 22.08.2024                      

 

gez. Leonhardt gez. Duikers  
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Sachverhalt: 
In der Sitzung des Sozial- und Seniorenausschusses am 27.06.2024 wurde der Antrag der CDU-Fraktion zum 
Thema „Bezahlkarte für Asylbewerber“ dem Ausschuss zur Kenntnis gegeben, der insbesondere auch eine weitere 
Thematisierung im Sozial- und Seniorenausschuss anregt. Daher wird mit dieser Vorlage über den aktuellen 
Sachstand zur Einführung der Bezahlkarte berichtet. 
 
Am 31. Januar 2024 haben sich der Bundeskanzler und die Regierungschefs der Länder mit einer 
migrationspolitischen Zielsetzung auf ein Modell für die Einführung einer Bezahlkarte mit bundeseinheitlichen 
Mindeststandards im Bereich der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) geeinigt.  
 
Hiernach soll zukünftig eine physische bzw. digitale Debitkarte ohne Überweisungsfunktion an Berechtigte 
ausgegeben werden. Durch Änderungen im AsylbLG wurden inzwischen die bundesgesetzlichen Regelungen so 
angepasst, dass eine rechtssichere Nutzung der Bezahlkarte für Leistungsempfänger nach dem AsylbLG möglich 
ist.  
Die Regelungen zur konkreten Umsetzung müssen jedoch durch die Länder erfolgen. Insgesamt 14 der 16 
Bundesländer, darunter auch Nordrhein-Westfalen, beteiligen sich an einem gemeinsamen, europaweiten 
Vergabeverfahren zur technischen Umsetzung der Bezahlkarte.  
 
Die Zuschlagserteilung war ursprünglich für Mitte Juni 2024, später dann gegen Mitte Juli 2024 geplant. 
Zwischenzeitlich wurden jedoch Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer Baden-Württemberg eingeleitet, 
welche den Fortgang des Vergabeverfahrens vorerst bis auf Weiteres verzögern. Zum Hintergrund, der Zahl sowie 
der Dauer der Nachprüfungsverfahren liegen keine weiteren Informationen vor.  
 
Seitens der Landesregierung Nordrhein-Westfalen wurde zunächst die Einführung der Bezahlkarte für in 
Landeseinrichtungen untergebrachte Leistungsberechtigte angekündigt. Laut Angaben der Staatskanzlei sollen die 
Kommunen hingegen dem Verfahren auf freiwilliger Basis beitreten können, wobei eine Übernahme der den 
Kommunen entstehenden Kosten durch das Land jedoch nicht geplant sei.  
 
Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalens und der Städtetag Nordrhein-Westfalens üben Kritik an den 
Planungen des Landes und sprechen sich für eine flächendeckende Einführung der Bezahlkarte aus. Ein 
„Flickenteppich“ werde von den Städten nicht gewollt. Darüber hinaus wurde eine strukturelle und finanzielle 
Unterstützung der Kommunen durch das Land gefordert.  
 
Nach ersten Gesprächen zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und der Landesregierung zur Folge soll 
die Bezahlkarte in Nordrhein-Westfalen möglichst verbindlich und flächendeckend unter einheitlichen Standards 
eingeführt werden.  
 
Die Einführung soll für die Kommunen bürokratiearm, pragmatisch und einfach handhabbar erfolgen. Die 
Landesregierung will für eine diskriminierungsfreie Ausgestaltung der Bezahlkarte Sorge tragen. Die kommunalen 
Forderungen zur Einführung der Bezahlkarte hat der Städtetag Nordrhein-Westfalens im Bericht an den Vorstand 
des Städtetages vom 18. Juni 2024 zusammengefasst. Diese Zusammenfassung ist als Anlage beigefügt. Die 
Auffassung wird durch die Stadt Eschweiler geteilt. 
 
Der derzeitige Sachstand lässt eine Entscheidung aus Sicht der Verwaltung zum aktuellen Zeitpunkt nicht zu. 
Insbesondere gilt es, den Ausgang des Vergabeverfahrens abzuwarten, um eine Einschätzung zu den 
möglicherweise anfallenden Kosten treffen zu können. Daneben sind weitergehenden Informationen bzw. 
landesgesetzliche Regelungen zur konkreten Umsetzung abzuwarten. Zudem bestehen verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen die Bezahlkarte. Diese Bedenken werden durch erste Einzelfallurteile von Sozialgerichten in 
Deutschland gestützt, die eine rechtssichere Umsetzung zur Einführung der Bezahlkarte derzeit fraglich erscheinen 
lassen.   
 
Erst nach landesweiter Klärung der offenen Fragen kann eine Einschätzung des mit der Bezahlkarte 
einhergehenden organisatorischen und personellen Mehraufwands der Stadt Eschweiler getroffen werden. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
Die möglichen finanziellen Auswirkungen für die Stadt Eschweiler durch die Einführung der Bezahlkarte lassen sich 
aktuell noch nicht beziffern. 
Nach ersten vorläufigen Informationen sollen sich die Kosten der Einführung bzw. der laufenden Nutzung 
schätzungsweise auf 1 bis 4 % des Umsatzes zzgl. einer Ausgabegebühr in Höhe von ca. 5 Euro belaufen. Genaue 
Angaben können hierzu jedoch bis zum Abschluss des Vergabeverfahrens nicht gemacht werden.  
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Ein zusätzlicher personeller Aufwand ist wahrscheinlich, kann aber derzeit noch nicht beziffert werden. 
 
 
 
Anlagen: 
Eckpunkte Bezahlkarte Städtetag NRW vom 18.06.2024 


	Gremium
	Ostatus
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT6
	Kontrollkästchen1
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

